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FDP fordert Bürgergeld-Kürzung:
Entlastung für Steuerzahler und mehr

Anreize
FDP-Fraktionschef Christian Dürr fordert eine Senkung des

Bürgergelds. Er argumentiert, dass es aktuell 14 bis 20
Euro zu hoch sei, um Steuerzahler zu entlasten.

In Berlin sorgt eine Diskussion um das Bürgergeld für Bewegung
in der politischen Landschaft. Der FDP-Fraktionschef Christian
Dürr hat Vorschläge zur Reduzierung des Bürgergeldes
unterbreitet, das seiner Meinung nach aufgrund der aktuellen
Inflationsentwicklung um 14 bis 20 Euro zu hoch angesetzt sei.
Dies erklärte er in einem Interview mit der «Bild»-Zeitung.

Ein Blick auf die aktuellen Bezüge

Seit der letzten Anpassung zu Beginn des Jahres 2024, in der
das Bürgergeld um 12 Prozent anstieg, beträgt die monatliche
Unterstützung für Alleinstehende 563 Euro. Diese Erhöhung
führt dazu, dass ein attraktives finanzielles Polster für



Empfänger*innen geschaffen wurde, aber auch Fragen zur
Wirtschaftlichkeit aufwerfen könnte.

Veränderung der Inflationsrate und
politische Reaktionen

Dürr führte an, dass die tatsächliche Inflationsrate niedriger sei,
als bei der letzten Berechnung angenommen. Eine Senkung des
Bürgergeldes würde seiner Auffassung nach nicht nur die
Steuerzahler um bis zu 850 Millionen Euro entlasten, sondern
auch die Anreize zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Dieses
Argument stellt eine wichtige Debatte dar, denn ein Ziel des
Bürgergeldes ist es, Menschen zu einem autarken Leben zu
motivieren.

Finanzielle Belastungen und humane
Grundsicherung

In einer Zeit, in der Deutschland mit hohen Ausgaben für soziale
Programme konfrontiert ist, stellt die Regierung im vergangenen
Jahr insgesamt 42,6 Milliarden Euro für das Bürgergeld zur
Verfügung, ein Anstieg im Vergleich zu 36,6 Milliarden Euro im
Jahr zuvor. Diese Ausgaben sollen sicherstellen, dass diejenigen,
die nicht in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt aus eigenen
Einkünften zu bestreiten, ein menschenwürdiges
Existenzminimum erhalten.

Mögliche Nullrunde im Jahr 2025

Laut einer Sprecherin des Arbeitsministeriums besteht die
Möglichkeit, dass Empfänger*innen im Jahr 2025 mit einer
sogenannten Nullrunde rechnen müssen, was bedeutet, dass es
keine weiteren Erhöhungen des Bürgergeldes geben könnte.
Dies könnte für viele Hilfebedürftige eine herausfordernde
Situation darstellen, insbesondere angesichts rückläufiger
Preissteigerungen, die die Kaufkraft der Unterstützungen
beeinflussen können.



Gesellschaftliche Relevanz und Ausblick

Diese Diskussion öffnet Raum für eine breitere Debatte über die
soziale Absicherung und den Umgang mit Inflation. Es stellt sich
die Frage, wie eine Balance zwischen finanzieller Unterstützung
und Anreizen für die Rückkehr in die Erwerbsarbeit geschaffen
werden kann. Die Entscheidungen, die im Bundestag über
solcherlei Anträge getroffen werden, haben tiefgreifende
Auswirkungen auf die Lebensrealität vieler Bürgerinnen und
Bürger in Deutschland.
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